
Augenzeugen zum Schweigen 
bringen
Das israelische Verteidigungsministerium hat im Oktober 2021 sechs palästinen-
sische Nichtregierungsorganisationen (Al-Haq-Zentrum für angewandtes Völker-
recht, Addameer Prisoner Support and Human Rights Association, Defense for 
Children International – Palestine (DCIP), Bisan Research and Development Centre, 
Union of Palestinian Women‘s Committees, Union of Agricultural Work Commit-
tees) zu verbotenen ‹terroristischen Organisationen› erklärt. Anfang November 
setzte der Militärkommandeur für die Westbank diese NGOs per Militärbefehl auf 
die Liste der verbotenen Organisationen.   
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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser

Der Olivenölverkauf im Herbst war dank 
unserer vielen solidarischen Freiwilligen 
– allen Widrigkeiten zum Trotz – erfolg- 
reich und konnte gegenüber den Vor-
jahren sogar leicht gesteigert werden. 
Allen unseren herzlichsten Dank! Er-
freulich ist auch die Gründung des Netz-
werkes Ina autra senda – Swiss Friends  
of Combatants for Peace in Israel/ 
Palästina, dem wir für sein gedeihliches 
Wachsen alles Gute wünschen. 
Im Besetzten palästinensischen Gebiet 
(Impfrate etwa 36 Prozent) sind Kran-
kenhauseinweisungen wegen schwerer 
Covid-19-Infektionen gering geblieben. 
Die Wirtschaftskrise hingegen hat sich 
mit der Pandemie massiv verschärft, 
unter anderem durch den Ausfall des 
Tourismus. Die Arbeitslosigkeit ist ge-
stiegen und viele Familien sind unter 
die Armutsgrenze geraten.
Im Oktober 2021 hat Israel sechs paläs
tinensische NGOs zu ‹terroristischen 
Organisationen› erklärt und verboten. 
Diese NGOs hatten Israels Verletzung 
der Menschenrechte und des Völker-
rechts zuhanden der Klage gegen Israel 
wegen Verbrechen gegen die Mensch-
heit vor dem Internationalen Strafge-
richtshof in Den Haag dokumentiert.
� Ariet Grüttiger 

Adalah (The Legal Center for Arab Mino
rity Rights in Israel), das die sechs NGOs 
rechtlich berät, kritisiert in einem Gut-
achten die rechtswidrigen israelischen 
Entscheide wie folgt: 
a) Die Begriffe ‹terroristische Organi
sation› und ‹ungesetzliche Vereinigung› 
sind so vage und weit gefasst, dass sie 
auch auf Vereinigungen angewendet 
werden können, deren Mittel und Akti-
vitäten gesetzeskonform und damit 
legal sind.
b) Die Beschlüsse sind nicht begründet 
und können gerichtlich nicht unmittel-
bar überprüft werden. Die sechs NGOs 
hatten vor dem 19. Oktober weder Ein-
sicht in die Erlasse noch wurden sie an-
gehört.

c) Vermögen und Eigentum der NGOs 
können beschlagnahmt werden. Den 
Vorstehern der NGOs drohen Haftstrafen 
bis zu 25 Jahren. Personen, die sich 
öffentlich positiv zu den Organisationen, 
ihren Aktivitäten und Zielen äussern, 
machen sich strafbar.
d) Die Beweismittel für die Erlasse wer-
den geheim gehalten. Die beschuldigten 
Organisationen können sie weder ein
sehen noch dazu Stellung nehmen.
Adalah fordert ein ordnungsgemässes 
Verfahren, das das rechtliche Gehör für 
die sechs Organisationen sowie die 
Offenlegung sämtlicher Beweismittel 
des israelischen Verteidigungsministeri-
ums garantiert.
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Die Folgen dieser Erlasse sind gravierend. 
Ohne Begründung können die Büros 
der NGOs jederzeit von der israelischen  
Armee gestürmt, geschlossen und ihre 
schriftlichen und elektronischen Unter
lagen beschlagnahmt werden. 

Weshalb Verleumdung und Verbot? 
Diese Organisationen setzen sich ein für 
den Schutz der palästinensischen Zivil-
bevölkerung, indem sie den völker- und 
menschenrechtswidrigen Siedlerkolonia-
lismus im besetzten palästinensischen 
Gebiet (oPt) und in Ostjerusalem sowie 
die Delikte der israelischen Militärbesat-
zung im oPt und gegen die Bevölkerung 
im Gazastreifen dokumentieren.  
So berichten Defense for Children Inter-
national – Palestine (DCIP) oder auch 
Addameer (Prisoner Support and Human 
Rights Association) über Kinder und Ju-
gendliche, die sich völkerrechtswidrig in 
israelischen Militärgefängnissen befinden. 

Mit der Stigmatisierung als ‹terroristische 
Organisation› sollen die sechs NGOs 
international diskreditiert werden, um 
sie von ihrer internationalen Unterstüt-
zung abzuschneiden. Nicht vergessen 
werden darf, dass gegen Israel eine Klage 
wegen Verbrechen gegen die Mensch-
heit beim Internationalen Strafgerichts-
hof (ICC) eingereicht worden ist. Dazu 
äussert sich der palästinensisch-amerika-
nische Anwalt Jonathan Kuttab wie folgt: 
«Diesen sechs NGOs, die zu Terrororga-
nisationen erklärt wurden, ist gemein-
sam, dass sie alle aktiv waren – im spezi-
ellen Al-Haq1) – um Israels Verletzung 
der Menschenrechte in Dossiers zu 
dokumentieren und zu präsentieren für 
den International Criminal Court in Den 
Haag (ICC)2).»

Offensichtlich versucht die israelische 
Besatzungsmacht, Augenzeugen zum 
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Die Organisationen dokumentieren auch Menschenrechtsverletzungen an Kindern und Jugendlichen. 

Schweigen zu bringen, die Menschen- 
und Völkerrechtsverletzungen dem ICC 
und der Weltöffentlichkeit zur Kenntnis 
gebracht haben und bringen. Auf diese 
Weise hofft die israelische Regierung 
ihre Straffreiheit auch in Zukunft garan-
tiert zu haben.

Internationale Proteste
Das israelische Verteidigungsministerium 
hatte das Verbot der sechs NGOs damit 
begründet, diese stünden in Verbindung 
mit der Volksfront zur Befreiung Palästi-
nas (PFLP) und unterstützten diese mit 
ihren Spendengeldern. Ausländische 
Diplomaten wurden vom Verteidigungs-
ministerium mit Unterlagen versorgt,  
die diese Behauptung belegen sollten. 
Mangels Beweisen hatte dies keinen 
Erfolg. The Jerusalem Post3) zitierte den 
irischen Aussen- und Verteidigungs
minister Simon Coveney, der für zwei 
Tage in Israel weilte, wie folgt: «Wir ha-
ben, ebenso wie die EU, nach den Be-
weisen für die Einstufung dieser NGOs 
gefragt, wir haben keine glaubwürdigen 
Beweise erhalten, um die NGOs mit dem 
Terrorismus in Verbindung zu bringen.»

Auch die Uno-Hochkommissarin für 
Menschenrechte, Michelle Bachelet, 
äusserte sich zur Unrechtmässigkeit des 
Verbotes: «Die Entscheidung Israels, 
sechs palästinensische zivilgesellschaft-
liche Organisationen als ‹Terrororgani
sationen› zu bezeichnen, ist ein Angriff 
auf Menschenrechtsverteidiger, auf die 
Vereinigungs-, Meinungs- und Äusse-
rungsfreiheit und auf das Recht, sich in 
der Öffentlichkeit zu beteiligen. Diese 
Entscheidung sollte sofort rückgängig 
gemacht werden. (...) Die betroffenen 
Organisationen gehören zu den aner-
kanntesten Menschenrechts- und 
humanitären Gruppen im besetzten 
palästinensischen Gebiet. Sie arbeiten 
seit Jahrzehnten intensiv mit den Ver-
einten Nationen zusammen. (...) Gesetze 
zur Terrorismusbekämpfung dürfen 
nicht auf legale Menschenrechts- und 
humanitäre Arbeit angewendet 
werden».  � Ariet Grüttiger

1) Al-Haq, eine von palästinensischen Anwälten 
1979 gegründete Menschenrechtsvereinigung, war 
eine der ersten Menschenrechtsorganisationen in 
der arabischen Welt. www.alhaq.org
2) Jonathan Kuttab, zitiert in Mondoweiss vom 
29.10.21
3) Tovah Lazaroff, Israel hasn’t given us evidence 
linking NGOs to terror, Irish FM says, The Jerusalem 
Post, 2.11.21.

Fortsetzung von Seite 1
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Auch in Palästina reichen die Folgen weit über den Gesundheitsbereich hinaus.

Zum Zeitpunkt des Verfassens dieser 
Zeilen ist die Zahl der bestätigten Covid-
19-Fälle und der Todesopfer in Palästina 
nach wie vor gering, insbesondere im 
Vergleich zu Israel. Der Grund für die 
geringe Zahl der bestätigten Fälle liegt 
wahrscheinlich in der sehr begrenzten 
Anzahl an täglichen Covid-19-Tests in 
den palästinensischen Gebieten (unge-
fähr 1064 tägliche Tests pro Million Ein-
wohner in Palästina gegenüber 38 353 
Tests in Israel). Nach Angaben der paläs
tinensischen Gesundheitsbehörden sind 
die Krankenhauseinweisungen wegen 
schwerer Infektionen jedoch gering ge-
blieben. Es ist sehr gut möglich, dass 
grosse Teile der palästinensischen Bevöl-
kerung infiziert sind, diese aber nicht 
diagnostiziert und nie getestet werden. 
Die Palästinenser, die in Israel arbeiten 
(etwa 120 000 aus dem Westjordanland), 
vermeiden es, sich testen zu lassen; ein 
positives Ergebnis bedeutet ein Einreise-
verbot nach Israel und damit den Verlust 
von Arbeitstagen. Obwohl Israel nach 
der vierten Genfer Konvention verpflich-
tet ist, die Gesundheitsversorgung in 
den besetzten Gebieten aufrechtzuer-
halten, sind die meisten Palästinenser 
mit Ausnahme der Einwohner Jerusalems 
nach wie vor nicht geimpft (die Impfrate 
mit zwei Dosen liegt bei etwa 36%). 
Bekanntlich benötigen die Palästinenser 
in den besetzten Gebieten eine Geneh-
migung, um einen der 63 israelischen 
Militärkontrollpunkte zu passieren. Ge-
genwärtig können nur geimpfte Palästi-
nenser solche Genehmigungen beantra-
gen. 
Nebst diesen erweiterten Bewegungs-
einschränkungen wird die momentan 

herrschende Finanzkrise in Palästina von 
Beamten und Analysten als die schlimm-
ste seit der Gründung der palästinen-
sischen Autonomiebehörde im Jahr 1993 
bezeichnet. Aus einigen Berichten aus 
den besetzten Gebieten geht hervor, dass 
das Pro-Kopf-Einkommen in Ost-Jerusa-
lem und den übrigen besetzten Gebieten 

der gesamten Hotelgäste und Besucher 
des Westjordanlands aufnimmt.  
Aufgrund der Pandemie sind 32 000 
Palästinenser, die in der Tourismusbran-
che arbeiten, arbeitslos, und 3000 Büros, 
Hotels, Restaurants, Geschäften, Frem-
denführern und Touristenbusse fehlen 
die Erträge. Für den für die palästinen-
sische Wirtschaft lebenswichtigen Touris
mussektor werden keine Rettungsver-
suche unternommen. Die Banken zeigen 
kein Erbarmen mit den Touristikern,  
die am Rande der Insolvenz stehen.  

Berichte aus den besetzten palästinensischen Gebieten machen deutlich, dass die 
anhaltende Wirtschaftskrise der palästinensischen Behörde und der palästinen-
sischen Bevölkerung in Ost-Jerusalem und Palästina sich durch die Covid-Krise 
weiter verschärft.

Palästina nach zwei Jahren Pandemie

erschreckend niedrig geworden ist,  
sodass viele Familien unter die Armuts- 
grenze geraten sind. Einer der Gründe 
dafür ist der totale Ausfall des Touris-
mus, der das Herzstück der palästinen-
sischen Wirtschaft und derjenigen von 
Ost-Jerusalem ist. Seit dem Ausbruch 
von Covid-19 in den palästinensischen 
Gebieten belaufen sich die Verluste im 
Tourismussektor auf mehr als anderthalb 
Milliarden Schweizer Franken. Am stärk-
sten betroffen ist das Gouvernement 
Bethlehem, das jährlich mehr als 60 % 

Die palästinensischen Behörden sind 
nicht in der Lage, die Gehälter der 
öffentlichen Angestellten zu zahlen, und 
können daher dem privaten palästinen-
sischen Tourismussektor in den besetz-
ten Gebieten ebenfalls nicht unter die 
Arme greifen.

Wie überall auf der Welt hofft man auf 
das Ende der Pandemie und auf eine 
baldige Erholung der Wirtschaft, aber 
eine friedliche Lösung scheint weiterhin 
unerreichbar.� Amjad Nashashibi



«Ina autra senda» ist ein Netzwerk von 
Aktivistinnen und Aktivisten mit Sitz in 
der Schweiz, das sich im Jahr 2020, in-
spiriert von der Vision und den Aktivi-
täten der israelisch-palästinensischen 
binationalen Bewegung «Combatants 
for Peace» zusammengeschlossen hat 
(www.cfpeace.com). «Ina autra senda» 
ist offen für alle interessierten Personen, 
die sich für eine friedliche Lösung des 
israelisch-palästinensischen Konflikts im 
Sinne einer grenzüberschreitenden 
Solidarität einsetzen wollen. Die Gruppe 
zielt darauf ab, eine friedliche Lösung 
durch einen respektvollen und konstruk-
tiven Dialog zwischen Palästinensern 
und Israelis sowie zwischen allen betrof-
fenen Parteien in der Schweiz zu fördern.

Das Netzwerk möchte die politische De-
batte in der Schweiz über den israelisch-
palästinensischen Konflikt anregen, die 
Haltung der Schweizer Aussenpolitik be-
einflussen und die Regierung für die 
Förderung des israelisch-palästinen-
sischen Friedensprozesses in die Pflicht 
nehmen.

Durch «Ina autra senda» soll die Kontakt-
aufnahme mit gleichgesinnten grenzüber
schreitenden Menschenrechts- und Anti
Besatzungsorganisationen, -bewegungen 
und -netzwerken, die in der Schweiz  
aktiv sind, gefördert werden. Es soll ein 
Beitrag zu einer kohärenten politischen 
Interessenvertretung und zu  neuen ge-
meinsamen Aktivitäten beigetragen 
werden.
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Veranstaltungsreihe von «ina autra sen-
da» mit prominenten Gästen aus Paläs
tina und Israel:

Apeirogon – der israelisch-palästinen-
sische Konflikt anders erzählt

Bassam Aramin und Rami Elhanan, die 
Protagonisten des Erfolgsromans 
«Apeirogon» (von Colum McCann 2020, 
Rowohlt), werden auf eine Vortragsreise 
durch die Schweiz gehen. Die durch den 
Tod ihrer Töchter zutiefst verletzten 
Väter erzählen ihre Geschichte, in der 
sie ihre Trauer in eine aussergewöhnliche 
Form von Versöhnung umgewandelt 
haben.

Im November 2022 sind mit den beiden 
zahlreiche Veranstaltungen in der 
Schweiz geplant: in Zürich, Winterthur, 
Bern, Basel, Freiburg im Breisgau,  
Lausanne und Genf.

Die genauen Daten werden noch be-
kanntgegeben.
 
www.facebook.com/inaautrasenda
Kontakt: Jochi Weil j.weil@bluewin.ch 
-41 79 383 34 08 

Neue Wege beschreiten:
«Ina autra senda» 

Seit einem Jahr existiert in der Schweiz die noch kleine Gruppe mit dem Namen 
«Ina autra senda» – Swiss Friends of Combatants for Peace in Israel / Palästina.  
«Ina autra senda» ist Romanisch und heisst «ein anderer Weg».

Der Herbst
verkauf war  
ein Erfolg,  
trotz widriger  
Umstände

Auch diesen zweiten Herbst in Folge 
verlief die Verkaufsaktion der Kampa-
gne Olivenöl Corona-bedingt anders als 
gewöhnlich: Manche Verkaufsstände 
wurden errichtet, andere Bazare, und 
somit Gelegenheiten, das Olivenöl zu 
verkaufen, wurden abgesagt. Das 
machte es für unsere so engagierten 
Verkäufer:innen nicht leicht, das Öl zu 
verkaufen. Kalt-nasses Wetter an man-
chen Wochenenden und Verkaufsorten 
kam noch erschwerend hinzu. 
Dennoch konnten wir den Verkauf ge-
genüber den Vorjahren leicht steigern! 
Das ist sehr erfreulich und nicht selbst-
verständlich – und zeugt vom grossen 
Einsatz unserer vielen Freiwilligen, trotz 
erschwerter Bedingungen kreativ, mit 
erhöhtem Einsatz und Ausdauer zu 
agieren.

Möglicherweise war dieses Jahr unseren 
Kunden und Kundinnen das Leid der 
Palästinenser:innen besonders präsent 
aufgrund des kurze Zeit aufflackernden, 
wenn auch stets fortwährenden Kon-
flikts in Palästina. Dies schmälert aber 
nicht das grosse Verdienst unserer aktiv 
Verkaufenden. Jede Flasche Olivenöl 
trägt zu einem gleichberechtigteren 
Handel zwischen palästinensischen 
Olivenbäuer:innen und Kooperativen 
einerseits und den Schweizer Kund:innen 
andererseits bei.

Ein herzliches Dankeschön an alle Betei-
ligten, die auch im vergangenen Jahr die 
Kampagne Olivenöl aus Palästina mit- 
und zu ihrem Erfolg beigetragen haben.


